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Weshalb werden der Rückzug aus völkerrechtlichen Vereinbarungen durch die
USA unter dem bis Januar 2021 amtierenden Präsidenten Donald Trump und der
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union zum Anlass
genommen, von der „Krise des Multilateralismus“1 oder gar von einer „neuen
Weltordnung“2 zu sprechen? Schließlich sind (völkerrechtsgemäße) Vertragskün-
digungen ebenso wie Vertragsverletzungen kein neuartiges oder ungewöhnliches
Phänomen im Völkerrecht. Bereits in der Vergangenheit ließ sich die Tendenz,
gemeinsame Interessen dem nationalen Eigeninteresse unterzuordnen, nicht nur
bei Staaten außerhalb der europäischen und transatlantischen Gemeinschaft wie
etwa Russland und China beobachten.3 Auch den USA und Großbritannien ist
eine gewisse Skepsis gegenüber internationalen Bindungen nicht fremd.4 Die ak-
tuellen Entwicklungen sind dennoch bemerkenswert, nicht nur, weil im Falle der
USA die Zahl der Vertragskündigungen gestiegen ist,5 sondern vor allem, weil
völkerrechtliche Vereinbarungen gekündigt oder infrage gestellt werden, die als
Fundament der europäischen und transatlantischen Beziehungen gelten.6 Bei-
spielhaft genannt sei – neben dem sog. Brexit – Donald Trumps ambivalente
Haltung zur NATO, die er zu Beginn seiner Amtszeit als „obsolet“ bezeichnet
hatte.7

1 Brühl, VN 1/2019, S. 3 ff.
2 Ononogbu, International Journal of Online Dispute Resolution 4 (2017), S. 40 ff.
3 Bzgl. China siehe etwa Rühlig, How China Approaches International Law: Implications

for Europe, S. 9 ff.; bzgl. Russland siehe Schaller, Völkerrechtliche Argumentationslinien in
der russischen Außen- und Sicherheitspolitik (SWP-Studie 2018/S 10), S. 20 ff.

4 Bzgl. der USA siehe Bindenagel, in: F. Hahn (Hrsg.), Sicherheit für Generationen, S. 28,
29 f., und Nolte, Die Friedens-Warte 78 (2003), S. 119, 123 f., 134; bzgl. Großbritannien siehe
Gifford, JCMS 52 (2014), S. 512 ff., der sich ausf. mit dem britischen Euroskeptizismus be-
fasst.

5 Vgl. Talmon, Chinese JIL 18 (2019), S. 645, 650.
6 Vgl. die Dokumentation der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags vom

30. August 2016, WD 2 – 3000 – 109/16, S. 7 f.
7 Zeitweise soll Trump sogar die Kündigung des NATO-Vertrags erwogen haben, siehe

Barnes/Cooper, New York Times vom 14. Januar 2019, verfügbar auf https://www.nytimes.c
om/2019/01/14/us/politics/nato-president-trump.html, zuletzt abgerufen am 8. September
2022 um 14:52 Uhr. Später nannte Trump die NATO „nicht mehr obsolet“, siehe Johnson in
der Washington Post vom 12. April 2017, verfügbar auf https://www.washingtonpost.com/n
ews/post-politics/wp/2017/04/12/trump-on-nato-i-said-it-was-obsolete-its-no-longer-obsolet
e/, zuletzt abgerufen am 28. Oktober 2022 um 17:48 Uhr.
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Deutschland bekennt sich dennoch oder gerade deshalb zu seinen völkerrecht-
lichen Verpflichtungen und bemüht sich um den Erhalt und die Intensivierung
der internationalen Zusammenarbeit.8 Die von der Bundesrepublik bislang ge-
kündigten Verträge weisen keine große Bedeutung für die eigene oder die Au-
ßenpolitik der anderen Vertragsparteien auf.9 Zudem handelt es sich dabei typi-
scherweise um Verträge, die als nicht mehr zeitgemäß betrachtet wurden und
deshalb auch von zahlreichen anderen (westeuropäischen) Staaten gekündigt
worden sind10 oder um deren Anpassung sich die Bundesrepublik zuvor vergeb-
lich bemüht hatte.11 Von einigen politischen Parteien und Bewegungen werden
jedoch auch politisch hoch bedeutsame Verträge infrage gestellt. Die 2013 ge-
gründete „Alternative für Deutschland“ (AfD) plädiert für den Austritt aus der
Europäischen Union, sofern die europäische Integration nicht in erheblichem
Maße rückgängig gemacht werde.12 Die Landtagsfraktion der AfD in Sachsen-
Anhalt forderte, dass sich das Bundesland für die Kündigung der Genfer Flücht-
lingskonvention einsetzen möge;13 die Partei „Die Linke“ fordert die Auflösung
der NATO, und „dass Deutschland aus den militärischen Strukturen des Mili-
tärbündnisses austritt“.14

8 Siehe z.B. die Rede des damaligen Bundesaußenministers Heiko Maas bei der 55.
Münchner Sicherheitskonferenz, verfügbar auf https://germania.diplo.de/ru-de/aktuelles/aus
senminister-maas-muenchner-sicherheitskonferenz/2190306, zuletzt abgerufen am 28. Ok-
tober 2022 um 17:47 Uhr.

9 Vgl. Ehm, BLJ 2012, S. 45 f. Dort findet sich auch eine beispielhafte Aufzählung der
bisher durch die Bundesrepublik Deutschland gekündigten völkerrechtlichen Verträge
(Fn. 5).

10 Siehe z.B. den Ratifikationsstand zum Übereinkommen Nr. 45 der Internationalen Ar-
beitsorganisation über die Beschäftigung von Frauen bei Untertagearbeiten in Bergwerken
jeder Art, verfügbar auf https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:1130
0:0::NO::P11300 INSTRUMENT ID:312190, zuletzt abgerufen am 28. Oktober 2022 um
17:38 Uhr.

11 So z.B. beim Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Födera-
tiven Republik Brasilien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen vom 30. Dezember 1975, siehe https://www.bundesfin
anzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales Steuerr
echt/Staatenbezogene Informationen/Laender A Z/Brasilien/2005-04-07-Brasilien-Abkom
men-DBA-Kuendigung.html, zuletzt abgerufen am 28. Oktover 2022 um 17:40 Uhr.

12 Siehe das Grundsatzprogramm der AfD, S. 31 ff., https://www.afd.de/wp-content/uploa
ds/sites/111/2018/01/Programm AfD Druck Online 190118.pdf, zuletzt abgerufen am 28.
Oktover 2022 um 17:40 Uhr.

13 Antrag vom 17. Oktober 2018, LT-Drs. 7/3477.
14 Siehe das Programm der Partei „Die Linke“ gemäß Parteitagsbeschluss von 2011, S. 69,

https://www.die-linke.de/fileadmin/download/grundsatzdokumente/programm formate/p
rogramm der partei die linke erfurt2011 druckfassung2020.pdf, zuletzt abgerufen am 28.
Oktober 2022 um 17:44 Uhr.
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A. Formen der Lösung von völkerrechtlichen Verträgen:
Vertragskündigung und Treaty Override

Aus völkerrechtlicher Perspektive wäre die Kündigung des jeweiligen Vertrags in
allen genannten Beispielen auf Grundlage vertragseigener Kündigungsklauseln
möglich.15 Sofern Kündigungsrecht und -verfahren nicht im jeweiligen Vertrag
selbst geregelt sind, kommen die Vorschriften der Wiener Vertragsrechtskonven-
tion (WVRK)16 zum Tragen. Das Recht, einen völkerrechtlichen Vertrag zu kün-
digen, besteht in diesem Fall nur in den sehr engen Grenzen der Art. 54 ff.
WVRK. Das Verfahren ist in Art. 65 ff. WVRK, die Folgen der Kündigung sind
in Art. 69 ff. WVRK geregelt.

In diesem Zusammenhang ist zu beobachten, dass ein Staat, der von völker-
vertraglichen Regeln Abstand nehmen möchte, nicht immer den völkerrechts-
gemäßen Weg der Kündigung beschreitet. Gerade wenn ihm der Vertrag ansons-
ten überwiegend Vorteile bietet, erweist sich die Kündigung, die grundsätzlich
nur bezüglich des gesamten Vertrags ausgesprochen werden kann (vgl. Art. 44
Abs. 1 WVRK), als unbefriedigende Option. Damit einzelne „missliebige“ Be-
stimmungen dennoch konsequent unangewendet bleiben, werden unter Umstän-
den durch innerstaatlichen Rechtsakt abweichende Regeln festgelegt.17 Im inter-
nationalen Steuerrecht hat sich für Gesetze, durch die das Parlament wissentlich
und willentlich von geltendem Völkervertragsrecht abweicht, der Begriff des
„Treaty Overrides“ etabliert.18 Auch im deutschen Steuerrecht sind in der Ver-
gangenheit Vorschriften erlassen worden, die den Regelungen völkerrechtlicher
Doppelbesteuerungsabkommen widersprechen.19 An der völkerrechtlichen Gül-
tigkeit des Vertrags ändert sich dadurch nichts. Vielmehr stellt ein Treaty Over-
ride ebenso wie völkerrechtswidriges Regierungshandeln eine Völkerrechtsver-
letzung dar,20 da der Bundestag wie alle Staatsorgane an die von Deutschland
abgeschlossenen Verträge gebunden ist. Die Besonderheit des Treaty Overrides
besteht aber darin, dass die völkerrechtliche Vorschrift nicht nur punktuell in-
frage gestellt wird, sondern – zumindest für bestimmte Fallgestaltungen – kon-

15 Siehe Art. 50 Abs. 1 EUV, Art. 13 NATO-V und Art. 44 Abs. 1 GFK.
16 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969, BGBl. 1985 II,

S. 927.
17 Vgl. Ismer/Baur, IStR 2014, S. 421
18 Grundlegend dazu die Definition des „Tax Treaty Override“ vom OECD Committee on

Fiscal Affairs vom 2. Oktober 1989, abgedr. in: OECD Committee on Fiscal Affairs, Model
Tax Convention on Income and on Capital of 21 November 2017, R (8)–2 f., verfügbar auf
https://read.oecd-ilibrary.org/taxation/model-tax-convention-on-income-and-on-capital-20
17-full-version g2g972ee-en#page87, zuletzt abgerufen am 28. Oktober 2022 um 17:45 Uhr.

19 Siehe z.B. BFH, Vorlagebeschluss vom 10. Januar 2012 – I R 66/09 –, juris, Rn. 14 (bzgl.
§ 50d Abs. 8 EStG i.d.F. vom 15. Dezember 2003, BGBl. 2003 I, S. 2645, 2651); Vogel, IStR
2007, S. 225, 228 (bzgl. § 50d Abs. 9 Nr. 2 EStG i.d.F. vom 13. Dezember 2006, BGBl. 2006 I,
S. 2878, 2885 f.).

20 Vgl. Doehring, Völkerrecht, § 1 Rn. 30.
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sequent und dauerhaft unangewendet bleiben soll, indem durch einen Rechtsakt
(das Parlamentsgesetz) deren Nichtgeltung angeordnet wird. Insofern bestehen
Parallelen zur Kündigung von völkerrechtlichen Verträgen, die ebenfalls auf die
dauerhafte Lösung von völkervertraglichen Regeln gerichtet ist. Ein Treaty
Override führt zwar nicht zur Lösung vom völkerrechtlichen Vertrag auf völker-
rechtlicher Ebene, aber, sofern das Vorgehen verfassungsrechtlich zulässig ist,
zur Lösung von völkervertraglichen Regeln im innerstaatlichen Recht.

Im ersten bzw. zweiten Teil dieser Arbeit sollen Kündigung und Treaty ge-
trennt voneinander untersucht werden, wobei der Schwerpunkt auf der verfas-
sungsrechtlichen Betrachtung liegt. Während im ersten Teil untersucht wird, ob
die Kündigung eines Vertrags nur mit vorheriger Zustimmung der Legislative
erklärt werden darf, beschäftigt sich der zweite Teil mit der Frage, ob die gesetz-
geberische Lösung von völkerrechtlichen Verträgen in Form des Treaty Overri-
des überhaupt verfassungsrechtlich zulässig ist. Damit sind zwei altbekannte
Problemkreise des Außenverfassungsrechts angesprochen:21 die Zuständigkeit
für auswärtige Angelegenheiten im gewaltenteiligen Staat und der Stellenwert
von völkerrechtlichen Regeln im innerstaatlichen Recht.

Maßgebliche Vorschrift für die Gewaltenteilung im auswärtigen Bereich, spe-
ziell im Bereich völkerrechtlicher Verträge, ist Art. 59 GG.22 Dessen Abs. 2 be-
stimmt, dass völkerrechtliche Verträge, die die politischen Beziehungen des Bun-
des regeln oder Gegenstände der Gesetzgebung betreffen, der Zustimmung oder
der Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Bundesgeset-
zes bedürfen. Während eine Mindermeinung im Schrifttum davon ausgeht, dass
die Bundesregierung auch bei der Vertragskündigung auf die Mitwirkung des
Parlaments angewiesen ist,23 bezieht das BVerfG das Zustimmungserfordernis
des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG lediglich auf den Abschluss völkerrechtlicher Ver-
träge.24

Auf diese Annahme bezieht sich das Gericht auch bei seinem Beschluss vom
15. Dezember 2015, der die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des Treaty Over-
rides betrifft. Demzufolge genießt der Inhalt eines völkerrechtlichen Vertrags,
dem das Parlament gem. Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG zugestimmt hat, den Rang
eines einfachen Parlamentsgesetzes und kann durch den Erlass späterer Gesetze
außer Kraft gesetzt werden.25 Andernfalls wäre der jeweils aktuelle Gesetzgeber

21 Prägend für den Begriff des Außenverfassungsrechts ist die gleichnamige Habilitati-
onsschrift von Röben, 2007. Gemeint sind verfassungsrechtliche Bestimmungen mit Bezug
zum auswärtigen Handeln der Bundesrepublik, vgl. ders., Außenverfassungsrecht, S. 3 ff.;
Funke, JURA 2010, S. 407.

22 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949, BGBl. 1949 I, S. 1,
zul. geänd. am 15. November 2019, BGBl. 2019 I, S. 1546.

23 Siehe z.B. Ehm, BLJ 2012, S. 45 ff.; Wolfrum, VVDStRL 56 (1997), S. 38, 50; diff. Frie-
senhahn, VVDStRL 16 (1958), S. 9, 70 (Ls. 3); Kokott, in: Hailbronner (Hrsg.), Staat und
Völkerrechtsordnung, S. 503, 512 f.

24 BVerfGE 68, 1, 83 ff.; 141, 1, 23.
25 BVerfG, Beschluss vom 15. Dezember 2015 – BvL 1/12 –, BVerfGE 141, 1 ff.
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an die von seinem Vorgänger erteilte Zustimmung zum Abschluss eines völker-
rechtlichen Vertrags gebunden, was dem Demokratieprinzip und dem Grundsatz
parlamentarischer Diskontinuität widerspräche.26 Da das Parlament für die
Kündigung oder Änderung völkerrechtlicher Verträge nicht zuständig sei, ver-
füge es schließlich über keine Möglichkeiten, die Bestimmungen eines Vertrags
auf völkerrechtmäßige Weise außer Kraft zu setzen.27 Etwas anderes gelte auch
nicht aufgrund des Grundsatzes der Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgeset-
zes, der „sich aus einer Zusammenschau der verfassungsrechtlichen Vorschriften
[ergibt], die das Verhältnis Deutschlands zur internationalen Staatengemein-
schaft zum Gegenstand haben.“28

Die Entscheidung regte nicht nur (erneut) zur Diskussion darüber an, ob der
Gesetzgeber an der Kündigung und Änderung völkerrechtlicher Verträge betei-
ligt werden sollte.29 Erörtert wurden auch und insbesondere die Einschätzungen
des BVerfG zu Rang und Geltung völkerrechtlicher Verträge im innerstaatlichen
Recht und zu den Auswirkungen der verfassungsrechtlichen Völkerrechtsfreund-
lichkeit.30 Bereits die Bundesverfassungsrichterin König hatte in ihrem Sonder-
votum die Ansicht vertreten, dass die verfassungsrechtliche Zulässigkeit eines
völkervertragswidrigen Gesetzes anhand einer einzelfallbezogenen Abwägung zu
bewerten sei. Dem Demokratieprinzip stünde dabei das – völkerrechtsfreundlich
verstandene – Rechtsstaatsprinzip entgegen, das den Gesetzgeber grundsätzlich
auch zur Beachtung völkerrechtlicher Verträge verpflichte.31

B. Die verfassungsrechtliche Bewertung der Lösung von
völkerrechtlichen Verträgen nach inhaltlichen Gesichtspunkten

Von rechtsdogmatischen Erwägungen einmal abgesehen, verbirgt sich hinter den
kritischen Reaktionen auf den Treaty-Override-Beschluss die Sorge, dass der
Bundestag in Zukunft auch Gesetze erlassen könnte, die gegen völkerrechtliche
Verträge mit weitaus größerer (politischer) Bedeutung verstoßen. Gegenstand
der vom BVerfG entschiedenen konkreten Normkontrolle war § 50d Abs. 8 Satz 1
EStG,32 der die in einem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) vorgesehene

26 BVerfGE 141, 1, 21 ff.
27 BVerfGE 141, 1, 23.
28 BVerfGE 141, 1, 26 f.
29 Siehe z.B. F. Lange, AöR 142 (2017), S. 442, 444, 458 ff.; Sachs, JuS 2016, S. 571, 573.
30 Siehe z.B. Gärditz, AJIL 110 (2016), S. 339 ff.; Giegerich, in: Lorenzmeier/Folz (Hrsg.),

Recht und Realität, S. 640, 643 ff.; Henrich, NVwZ 2016, S. 668 ff.; Lehner, IStR 2016, S. 217,
218.

31 König, abw. Meinung, BVerfGE 141, 1, 44 ff.; daran anknüpfend Gärditz, AJIL 110
(2016), S. 339 ff.; Lehner, IStR 2016, S. 217, 219; Payandeh, NJW 2016, S. 1279, 1281 f.

32 Einkommenssteuergesetz vom 16. Oktober 1934, RGBl. 1934 I, S. 1005, i.d.F. vom 15.
Dezember 2003, BGBl. 2003 I, S. 2645.
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Freistellung bei Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit „ungeachtet des Ab-
kommens“ an Bedingungen knüpft. Ob das im vorliegenden Verfahren relevante
– mittlerweile gekündigte – deutsch-türkische DBA33 dadurch überhaupt verletzt
wird, hat das BVerfG offengelassen.34 Selbst wenn dies der Fall ist, ist die An-
nahme abwegig, dass derartige Vorschriften, die der Vermeidung der Keinmal-
Besteuerung dienen,35 ein großes „außenpolitisches Risiko“36 darstellen. Typi-
scherweise stoßen sie auf kein großes Interesse beim jeweiligen Vertragspartner
und schon gar nicht auf die Bereitschaft, Gegenmaßnahmen zu ergreifen oder vor
internationalen Gerichten zu klagen.37

In anderen Fällen würden völkervertragswidrige Gesetze vermutlich wesent-
lich schwerwiegendere Folgen nach sich ziehen. Ein Gesetz, das die Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK)38 verletzt, könnte beispielsweise zu einer
Verurteilung durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)
führen. Wie bei der Vertragskündigung stellt sich die Frage, ob das Phänomen
des Treaty Overrides auch aus verfassungsrechtlicher Perspektive je nach Ver-
trag(styp) unterschiedlich betrachtet werden muss. Dafür spricht die Äußerung
des BVerfG, „dass das Grundgesetz nicht nur zwischen Völkervertragsrecht und
allgemeinen Regeln des Völkerrechts unterscheidet, sondern auch zwischen
zwingenden, der Disposition des Verfassungsgebers entzogenen Regelungen“ –
etwa Menschenrechten i.S.v. Art. 1 Abs. 2 GG – „und sonstigem Völkerrecht“.39

An anderer Stelle stellt es fest, dass völkerrechtliche Verträge einfachen Geset-
zesrang besäßen, „soweit sie nicht in den Anwendungsbereich einer anderen,
spezielleren Öffnungsklausel – insbesondere Art. 23 bis Art. 25 GG – fallen.“40

Selbst wenn die Völkerrechtsfreundlichkeit als solche nicht zur Verfassungs-
widrigkeit des Treaty Overrides führt, könnten also einzelne Vorschriften, aus
denen sich dieser Verfassungsgrundsatz ergibt, der völkervertragswidrigen Ge-
setzgebung im Wege stehen. Dies gilt jedenfalls für Art. 25 GG und Art. 23 Abs. 1
GG.

Ein Gesetz, dass sich über allgemeine Regeln des Völkerrechts i.S.v. Art. 25
GG hinwegsetzt, bleibt als niederrangiges Recht unangewendet.41 Über die Ver-

33 Abkommen vom 16. April 1985 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Türkei zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen, BGBl. 1989 II, S. 867.

34 BVerfGE 141, 1, 35.
35 Siehe den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen vom 23.

September 2003, BT-Drs. 15/1562, S. 39 f.; vgl. auch Lehner, IStR 2012, S. 389, 395.
36 Vgl. Leisner, RIW 1993, S. 1013, 1014; krit. dazu auch H. Hahn, IStR 2011, S. 863, 864.
37 H. Hahn, IStR 2011, S. 863, 864; Stein, IStR 2006, S. 505, 508, der allerdings von der

Verfassungswidrigkeit von (steuerrechtlichen) Treaty Overrides ausgeht, siehe S. 504 f.
38 Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November

1950 einschl. der von Deutschland ratifizierten materiellrechtlichen Zusatzprotokolle,
BGBl. 2010 II, S. 1199.

39 BVerfGE 141, 1, 32.
40 BVerfGE 141, 1, 19.
41 Vgl. BVerfGE 36, 342, 365.
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tragskündigung sagt die Vorschrift hingegen nichts aus, außer dass das Aus-
scheiden aus einem Vertrag, der Gewohnheitsrecht oder allgemeine Grundsätze
kodifiziert,42 nichts daran ändert, dass Deutschland durch Art. 25 GG weiterhin
an die jeweiligen Normen gebunden ist.

Durch das Zustimmungsgesetz zu den Verträgen der Europäischen Union
(EU) i.S.v. Art. 23 Abs. 1 Satz 2 GG wird nicht nur deren Geltung im nationalen
Recht angeordnet, sondern auch der Vorrang des Unionsrechts anerkannt.43 So-
lange die durch das Zustimmungsgesetz gefällte grundsätzliche Entscheidung für
den Vorrang des Unionsrechts nicht revidiert wird, kann ein nachträglich erlas-
senes Bundesgesetz einzelne Bestimmungen der europäischen Verträge nicht de-
rogieren. Ein derartiges Gesetz wäre zwar nicht nichtig, aber den europarechtli-
chen Normen nachrangig.44 Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG, demzufolge die Bundes-
republik zur Verwirklichung eines vereinten Europas bei der Entwicklung der
Europäischen Union mitwirkt, setzt gleichzeitig der Kündigung der europäi-
schen Verträge durch die Bundesregierung Grenzen. Auch wenn den Staatsor-
ganen bei der Umsetzung von Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG als Staatszielbestim-
mung45 ein großer Handlungsspielraum zukommt,46 wäre die Beendigung der
europäischen Gründungsverträge davon – jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt –
nicht gedeckt. Die Europäische Union in ihrer aktuellen Form beruht auf den
beiden Gründungsverträgen EUV und AEUV47; an der europäischen Integration
mitzuwirken, ohne Partei dieser Verträge zu sein, ist kaum möglich.48 Die Kün-
digung von EUV und AEUV wäre deshalb verfassungsrechtlich nur zulässig,
wenn die Europäische Union irgendwann einmal auf einem anderen rechtlichen
Fundament als diesen beiden Verträgen stünde oder wenn sie nicht mehr den
Kriterien entspräche, die Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 GG vorgibt.49

42 Zu Begriff und Inhalt der „allgemeinen Regeln des Völkerrechtes“ i.S.v. Art. 25 GG
siehe BVerfGE 94, 315, 328; 96, 68, 86; 109, 13, 27; 118, 124, 134.

43 BVerfGE 123, 267, 400.
44 BVerfGE 123, 267, 398.
45 Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Einfügung des neuen Art. 23 GG, BR-

Drs. 501/92, S. 4, 11.
46 Classen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 23 Rn. 7; Hillgruber,

in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 23 Rn. 9; Maurer,
Staatsrecht I, § 4 Rn. 1 ff.; Scholz, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, Art. 23 Rn. 5, 50 f.;
Streinz, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 23 Rn. 10 f.

47 Vertrag über die Europäische Union und Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union, jeweils i.d.F. des Vertrags von Lissabon vom 13. Dezember 2007, ABl. 2012 C
326, S. 13, 47 (kons. Fassungen).

48 Vgl. BVerfGE 123, 267, 346 f.; Classen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz,
Art. 23 Rn. 7, m.w.N.; Hillgruber, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Grundgesetz,
Art. 23 Rn. 10; Jarass, in: ders./Pieroth, Grundgesetz, Art. 23 Rn. 12; Streinz, in: Sachs
(Hrsg.), Grundgesetz, Art. 23 Rn. 10.

49 Classen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, Art. 23 Rn. 7; Hillgruber, in:
Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 23 Rn. 10; Jarass, in:
ders./Pieroth, Grundgesetz, Art. 23 Rn. 12.
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I. Kollektive Sicherheitssysteme; Menschenrechte

Ob und inwiefern das Grundgesetz über Art. 23 Abs. 1 GG hinaus der Lösung
von völkerrechtlichen Verträgen mit bestimmten inhaltlichen Schwerpunkten
entgegensteht, wird im dritten Teil der Arbeit untersucht, wobei exemplarisch
drei Arten von völkerrechtlichen Verträgen betrachtet werden. Neben Art. 23
Abs. 1 GG existieren nämlich weitere verfassungsrechtliche Bestimmungen, die
einen ganz bestimmten Bereich völkerrechtlichen Handelns in den Blick nehmen.
Doch jedenfalls dem Wortlaut nach trifft keine von ihnen so eindeutige Aussagen
zu Vertragskündigung und Treaty Override wie die Vorschrift zur europäischen
Integration.

Art. 24 Abs. 1 GG ermöglicht die Übertragung von Hoheitsrechten auf wei-
tere zwischenstaatliche Einrichtungen und damit die unmittelbare Anwendung
und Geltung von internationalen Rechtsakten im innerstaatlichen Recht,50 ent-
hält aber keinen mit Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG vergleichbaren, verbindlichen In-
tegrationsauftrag.51

Art. 24 Abs. 3 GG verpflichtet die Bundesrepublik Deutschland dazu, „Ver-
einbarungen über eine allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale
Schiedsgerichtsbarkeit“ beizutreten. Da aber eine solche Gerichtsbarkeit derzeit
nicht existiert und Deutschland dementsprechend keine entsprechenden Verein-
barungen abgeschlossen hat,52 lassen sich Art. 24 Abs. 3 GG keine Aussagen zur
Vertragslösung entnehmen.

Näherer Betrachtung bedürfen dagegen Art. 24 Abs. 2 GG, der die Einord-
nung in kollektive Sicherheitssysteme betrifft, und Art. 1 Abs. 2 GG, der ein
Bekenntnis „zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten“ ent-
hält. Damit sind neben den europäischen Verträgen zwei weitere Kategorien von
Verträgen angesprochen, die für die deutsche „außenpolitische Identität“53 eine
Schlüsselrolle spielen: Verträge, die die Basis für kollektive Sicherheitssysteme
wie UN und NATO bieten, und menschenrechtliche Verträge. Dass Deutschland
nach der völkerrechtlichen Isolation und dem Zusammenbruch des Deutschen
Reichs seine staatliche Souveränität schrittweise zurückgewonnen hat und nun
als gleichberechtigtes Mitglied der Staatengemeinschaft gilt, beruht im Wesent-
lichen auf der Westintegration, die neben der europäischen auch die transatlan-
tische Zusammenarbeit umfasst.54 Entscheidende Bedeutung kommt dabei dem
Abschluss der sog. Pariser Verträge zu,55 wodurch das Besatzungsstatut vom 12.

50 BVerfGE 58, 1, 28; 73, 339, 374, st. Rspr.
51 Vgl. Calliess, in: Handbuch zur deutschen Europapolitik, S. 169, 170.
52 Vgl. Streinz, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 24 Rn. 87, mit Verw. auf Randelzhofer,

in: Maunz/Dürig, Grundgesetz (Stand 1992), Art. 24 III Rn. 14 ff.
53 Siehe diesen Begriff bei Hellmann, Politische Vierteljahresschrift 43 (2002), S. 498, 499.
54 Vgl. Risse, in: Schmidt/Hellmann/Wolf (Hrsg.), Handbuch zur deutschen Außenpolitik,

S. 49, 55.
55 Zu den Pariser Verträgen vom 23. Oktober 1954 zählen der Vertrag über den Aufenthalt

ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland (Aufenthaltsvertrag),
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Mai 1949 aufgehoben56 und die Bundesrepublik Mitglied der NATO sowie der
mittlerweile aufgelösten Westeuropäischen Union (WEU) wurde. Als maßgeb-
liche Plattform für die Pflege globaler zwischenstaatlicher Beziehungen dienen
wiederum die Vereinten Nationen, denen die Bundesrepublik 1973 beitrat. Die
UN-Mitgliedschaft bietet aber nicht nur zahlreiche Möglichkeiten der zwischen-
staatlichen Kooperation, sondern auch die Chance, sich als ehemaliger „Feind-
staat“, dessen aggressive Kriegspolitik die Alliierten zur Gründung der UN be-
wogen hatte, auf universeller Ebene zum Gewaltverzicht zu verpflichten und für
den internationalen Frieden einzusetzen.57 Gemeinsam mit der NATO und der
EU bilden die UN mittlerweile den institutionellen Rahmen für das deutsche
Engagement im Bereich Frieden und Sicherheit.58 Alle drei Organisationen sind
als Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG zu be-
trachten,59 wobei sich die verfassungsrechtliche Bindung an die EU unabhängig
von der rechtlichen Wirkung des Art. 24 Abs. 2 GG bereits aus Art. 23 Abs. 1
Satz 2 ergibt (siehe oben).

Auch die Menschenrechte, die auf völkerrechtlicher Ebene durch verschie-
dene Konventionen Geltung beanspruchen und teilweise völkergewohnheits-
rechtlich anerkannt sind,60 gelten als „Fundament deutscher Außenpolitik“.61

Bereits 1952 nutzte die Bundesrepublik ihre neugewonnene außenpolitische
Handlungsfreiheit,62 um dem Europarat und der EMRK beizutreten und so der

BGBl. 1955 II, S. 253; das Protokoll zur Änderung und Ergänzung des Brüsseler Vertrags
vom 17. März 1948, S. 258 (Grundlage für den Beitritt der Bundesrepublik zur WEU); das
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der
Französischen Republik über das Statut der Saar (Saarstatut), S. 296; der Vertrag über die
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten (Deutsch-
landvertrag) in der durch das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland geänderten Fassung, S. 305; das Pro-
tokoll zum Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland, BT-
Drs. 2/1061, S. 56; vgl. v. Puttkamer, ZaöRV 17 (1956), S. 448 ff.

56 Art. 1 Abs. 2 des Deutschlandvertrags.
57 Vgl. Finke-Osiander, Außenpolitik/Deutsche Ausgabe 1985, S. 212 f.
58 Siehe hierzu Auswärtiges Amt, Grundprinzipien deutscher Außenpolitik, 13. März

2017, https://accra.diplo.de/gh-de/botschaft/themen/politik/bilaterales/grundprinzipien-deu
tscher-aussenpolitik/2229628, zuletzt abgerufen am 28. Oktober 2022 um 17:46 Uhr.

59 Bzgl. der EU siehe BVerfG, Beschluss vom 17. September 2019 – 2 BvE 2/16 –, juris,
Rn. 52 (anders noch BVerfGE 123, 267, 425); dazu ausf. v. Ooyen, RuP 56 (2020), S. 49, 55 ff.
Bzgl. der NATO siehe 3. Teil, A. I. 1. a).

60 Inhalt und Umfang des menschenrechtlichen Gewohnheitsrechts sind im Einzelnen str.,
ausf. dazu Lepard, Customary International Law, S. 306 ff. Nach einer sehr weitgehenden
Auffassung sind sämtliche Menschenrechte der AEMR gewohnheitsrechtlich anerkannt, so
etwa Waldock, International and Comparative Law Quarterly Supplementary Publication 11
(1965), S. 1, 15; siehe dazu auch Lillich, Ga. JICL 25 (1995), S. 1, 2 (ff.).

61 Auswärtiges Amt, Menschenrechte: Fundament deutscher Außenpolitik, 5. Januar
2022, https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/themen/menschenrechte/01-mensc
henrechte-fundament, zuletzt abgerufen am 31. Oktober 2022 um 11:30 Uhr.

62 Durch die Lockerung des Besatzungsstatuts konnte die Bundesrepublik Deutschland ab
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Abkehr von der menschenfeindlichen Politik des nationalsozialistischen Regimes
erneut Ausdruck zu verleihen.63 Mittlerweile ist Deutschland außerdem Vertrags-
partner des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte
(IPbpR)64 und des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (IPwskR)65 sowie aller speziellen UN-Menschenrechtsverträge mit
Ausnahme der Wanderarbeiterkonvention.66

II. Zwei-plus-Vier-Vertrag

Außer Art. 24 Abs. 2 GG und Art. 1 Abs. 2 GG könnte auch das Friedensgebot
des Grundgesetzes der Lösung von bestimmten (Arten von) völkerrechtlichen
Verträgen entgegenstehen. Die Präambel des Grundgesetzes enthält die Staats-
zielbestimmung, den internationalen Frieden zu fördern und zu erhalten.67 Je-
denfalls die Ratifikation und Einhaltung von Verträgen, die die Durchsetzung
des völkerrechtlichen Gewaltverbots fördern, dürften dazu beitragen, dass
Deutschland dem Frieden der Welt dient. Dazu zählen neben der UN-Charta68

und dem NATO-Vertrag etwa Abrüstungsabkommen wie der Atomwaffensperr-
vertrag und die Biowaffenkonvention.69 Bei einem weiten Friedensverständnis
kann praktisch jeder völkerrechtliche Vertrag, sofern sein Inhalt oder die Um-
stände seines Zustandekommens nicht selbst den internationalen Beziehungen
schaden,70 als friedensfördernde Maßnahme verstanden werden.

dem 7. März 1951 selbstständig internationale Beziehungen pflegen, siehe Art. 2 der Ent-
scheidung Nr. 11 der Alliierten Hohen Kommission für Deutschland vom 6. März 1951, ABl.
AHK 1951, S. 795, 796.

63 Grabenwarter, in: Leutheusser-Schnarrenberger (Hrsg.), Vom Recht auf Menschen-
würde, S. 109.

64 Internationaler Pakt vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und politische Rechte,
BGBl. 1973 II, S. 1534.

65 Internationaler Pakt vom 19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte, BGBl. 1973 II, S. 1570.

66 Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familienangehörigen vom 18. Dezember 1990, UNTS 2220, S. 3 ff.

67 D. Hahn, Staatszielbestimmungen im integrierten Bundesstaat, S. 116 f.; Proelß, in:
Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. XI, § 227 Rn. 12; Starck, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grund-
gesetz, Präambel, Rn. 34, 40 ff.; vgl. auch BVerwGE 87, 237, 239.

68 Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945, BGBl. 1973 II, S. 431, deutsche
Übersetzung berichtigt durch BGBl. 1980 II, S. 1252.

69 Vertrag vom 1. Juli über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, BGBl. 1974 II, S. 786;
Übereinkommen vom 10. April 1972 über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und Toxinwaffen sowie über die Vernich-
tung solcher Waffen, BGBl. 1983 II, S. 133.

70 Dies ist bei den von der Bundesrepublik Deutschland geschlossenen Verträgen nicht
anzunehmen. Als historisches Beispiel sei das Abkommen zwischen Deutschland, dem Ver-
einigten Königreich, Frankreich und Italien 29. September 1938 (Münchner Abkommen)
genannt, durch das das tschechoslowakische Sudetenland gegen den Willen der Tschecho-
slowakei an das Deutsche Reich übertragen werden sollte, RGBl. 1938 II, S. 853.
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